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Der Link zum Recht
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Rechtslage 

Mit den erbrechtlichen Klagen können Personen, welche ein eigenes erbrechtliches Interesse an der Sache haben, Ihre Rechte als Erben geltend machen und gerichtlich durchsetzen. 

1. Allgemeines

Mit dem Tod einer Person gehen alle Aktiven und Passiven auf ihre Erben über. Bei mehreren Erben spricht man von einer Erbengemeinschaft. Dabei können die Erben nur gemeinsam und einstimmig über den Nachlass verfügen.

Bei Differenzen zwischen Hinterbliebenen bietet das Erbrecht verschiedene Klagen an: 

· Ungültigkeitsklage: Testamente oder Erbverträge, die schwere Mängel aufweisen, können teilweise oder ganz für ungültig erklärt;

· Herabsetzungsklage: Bei Verletzung der gesetzlichen Pflichtteile werden die Teile der eingesetzten Erben und Vermächtnisnehmer herabgesetzt;

· Erbschaftsklage: Ein geerbter Gegenstand, welcher von einer anderen Person gehalten wird, kann gerichtlich heraus verlangt werden;

· Ausgleichungsklage: Lebzeitige unentgeltliche oder teilweise unentgeltliche Zuwendungen werden zur Gleichbehandlung der gesetzlichen Erben an den Nachlass angerechnet;

· Erbteilungsklage: Aufteilung der Erbschaft durch ein Zivilgericht.

1.1 Wer darf klagen?

Zu erbrechtlichen Klagen sind grundsätzlich Erben oder Bedachte berechtigt.
1.2 Fristen

Die Ungültigkeitsklage, Herabsetzungsklage und Erbschaftsklage verwirken ein Jahr (relative Frist), nachdem der Kläger von der Verfügung sowie dem Anfechtungsgrund Kenntnis erhalten hat. Sie verwirken jedoch, unabhängig des Zeitpunktes der Kenntnisnahme, zehn Jahre nach der Eröffnung des Erbgangs bzw. Eröffnung der Verfügung. 

Die Ausgleichungsklage und Erbteilungsklage sind hingegen an keine Fristen gebunden. 

1.3 Kosten

Die Kosten für eine erbrechtliche Klage bestehen aus Gerichtsgebühren und den Anwaltskosten, der sog. Parteientschädigung, und sind kantonal geregelt. Die Kosten und Gebühren bemessen sich nach Aufwand und Streitwert. In den meisten Kantonen können die Gebühren und Anwaltskosten auf den Webseiten der Gerichte berechnet werden. Um den finanziellen Aufwand einer Klage abschätzen zu können, ist eine vorzeitige Konsultation zu empfehlen. Weiter sollte in jedem Fall darauf geachtet werden, dass der Nachlass die Kosten deckt bzw. dass das Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag stimmt.

1.4 Gerichtsstand

Der Gerichtsstand für erbrechtliche Klagen ist grundsätzlich der letzte Wohnsitz des Erblassers. Richtet sich hingegen die Klage gegen Bedachte, richtet sich der Gerichtsstand nach deren Wohnsitz.
1.5 Rechtsberatung

Aufgrund der Komplexität der Materie sowie der z.T. nicht wiedergutzumachenden Nachteile empfiehlt sich in jedem Fall der Beizug eines Anwalts. Insbesondere bei einer grossen und unübersichtlichen Erbschaft, bei unklaren Verhältnissen oder bei Uneinigkeit der Erbteilung sollte schon bei der Abwägung einer Klage eine Fachperson beigezogen werden. 

2. Ungültigkeitsklage

Da im Erbrecht grosser Wert auf den Willen des Erblassers gelegt wird, führen inhaltliche oder formelle Fehler bei Testamenten oder Erbverträgen nicht automatisch zu deren Nichtigkeit. Erst auf Klage eines angeblich Benachteiligten prüft das Gericht die letztwillige Verfügung. Mit der Ungültigkeitsklage können Testamente oder Erbverträge mit schweren Mängeln ganz oder teilweise für ungültig erklärt werden.

Testamente oder Erbverträge sind z.B. dann schwerwiegend mangelhaft, wenn die Formvorschrift nicht eingehalten wurde. Dies ist z. B. der Fall, wenn das Testament nicht eigenhändig verfasst wurde oder der Erblasser beim Verfassen nicht verfügungsfähig war.

Da der Erbvertrag wie auch das öffentliche Testament zur Erlangung der Gültigkeit öffentlich beurkundet werden müssen, werden mögliche schwere Mängel oft schon bei der Erstellung durch den Notar behoben.

Wichtig zu beachten ist, dass eine erfolgreiche Anfechtung sich nur zugunsten der klagenden Partei auswirkt. Gegenüber allen anderen Erben, die nicht Partei des Prozesses waren, behält das Testament oder der Erbvertrag seine Gültigkeit.

3. Herabsetzungsklage

Die Herabsetzungsklage dient dem Schutz der Pflichtteilserben. Um ihren gesetzlichen Pflichtteil sicher zu stellen, wird die Herabsetzung anderer Erbteile (eingesetzte Erben oder Vermächtnisse) verlangt. 

Die Herabsetzungsklage setzt eine Verletzung der gesetzlichen Pflichtteile voraus, d.h. der Nachlass wurde im Testament oder Erbvertrag so aufgeteilt, dass nicht mehr Genügend für die Deckung der Pflichtteile vorhanden ist. Pflichtteile können auch durch bereits zu Lebzeiten des Erblassers getätigte Geschenke verletzt werden, sofern sie nicht als Erbvorzug oder -ausgleich (siehe unten Ziffer 5 oder rechtliche Hinweise zum Erbvertrag) dienten. 

Bei der Gutheissung der Herabsetzungsklage werden die Erbschaften, Vermächtnisse oder die bereits zu Lebzeiten getätigte Zuwendungen anteilsmässig so weit herabgesetzt, bis die Pflichtteile der gesetzlichen Erben gedeckt sind. Dabei müssen die Beklagten entweder einen Geldbetrag oder den Gegenstand herausgeben.

4. Erbschaftsklage

Mit der Erbschaftsklage kann ein Erbe eine geerbte Sache, die im Besitz einer anderen Person ist, heraus verlangen. Die Herausgabe der Erbschaftsgegenstände muss sich nicht auf einen bekannten Gegenstand beziehen, sondern kann auch den gesamten Nachlass betreffen.
Bei Gutheissung der Erbschaftsklage muss der Beklagte die eingeklagten und sich in seinem Besitz befindenden Erbschaftsgegenstände heraus geben.

5. Ausgleichungsklage

Mit der Ausgleichungsklage können lebzeitige (unentgeltliche oder teilweise unentgeltliche) Zuwendungen des Erblassers an Erben dem Nachlass zugerechnet werden. 

Die Ausgleichungsklage können nur gesetzliche Erben erheben. Wer erfolgreich auf Ausgleichung klagen will, muss die unentgeltlichen Zuwendungen auch beweisen können. 

Die ausgleichungspflichtige Zuwendung wird der Erbmasse hinzugerechnet und dem Ausgleichungsschuldner als Erbteil angerechnet. 

6. Erbteilungsklage

Bei der Erbteilungsklage geht es um die Frage, wer was erhält. Können sich die Erben nicht untereinander auf eine Teilung der Erbschaft einigen, wird durch Erbteilungsklage die Erbschaft durch den Richter geteilt. 

Voraussetzung der Erbteilungsklage ist, dass die Erben bekannt sind und die Fristen für die Ausschlagung, die amtliche Liquidation sowie das öffentliche Inventar abgelaufen sind. So lange sich die Erben nicht über die Aufteilung einig sind, kann die Erbteilungsklage eingereicht werden. Sie ist an keine Frist gebunden. 

Die Aufteilung der Erbschaft nimmt der Richter mittels Losen vor. 


